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Im Jahr 2019 erfolgte mit dem „Gesetz zur Stärkung der Verfahrensrechte von 
Beschuldigten im Jugendstrafverfahren" eine — sofern diese Reform ernst ge-
nommen wird — weitreichende Liberalisierung des Jugendstrafrechts. Diese ist 
in der kriminologisch-wissenschaftlichen Debatte im Allgemeinen sowie in der 
Punitivitätsforschung im Speziellen bisher größtenteils unberücksichtigt geblieben. 
Der Beitrag stellt Überlegungen zu den Gründen für diese Nichtbeachtung an und 
schlägt darauf basierend vor, sowohl supranationale Prozesse der Kriminalpolitik 
als auch verfahrensrechtlich geprägte und zumeist institutionsgebundene Praktiken 
sozialer Kontrolle auf der soziologischen Mikroebene zukünftig stärker in den Blick 
der Punitivitätsforschung zu nehmen. 
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In 2019 a new law aiming to strengthen the procedural rights of accused persons 
in juvenile criminal proceedings resulted in a far-reaching liberalization of juvenile 
law in Germany — if this reform is taken seriously. This fact has so far largely been 
ignored in criminological debates in general and in punitivity research in particular. 
This paper reflects on the reasons for this disregard and proposes that future rese-
arch on punitivity should focus more closely on both supranational criminal policy 
developments and institution bound practices of social control at the sociological 
micro-level. 
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Eine fast unbemerkte Reform im Jugendgerichtsgesetz 

Das Konzept der Punitivität ist seit rund 20 Jahren einer der zentralen Gegen-
stände der (kritisch-)kriminologischen Debatte (vgl. Kury/Ferdinand 1999; 
Wacquant 2000; Garland 2001) und war auch immer wieder Bezugspunkt 
von Beiträgen im Kriminologischen Journal (Garland 2004; Lautmann/ 
Klimke 2004; Reichert 2007; Peters 2009). Die Beschäftigung mit Punitivität 
kann dabei an eine „kritische" Traditionslinie anschließen, die von Rusche/ 
Kirchheimer (1939) bis (aber nicht ausschließlich) Cremer-Schäfer/Steinert 
(1998) reicht. Zuletzt beschäftigte sich Dollinger (2018) ausführlicher mit 
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dem Verhältnis von kritischer Kriminologie und Punitivitätsforschung im 
Rahmen des Kriminologischen Journals. Aus Dollingers Perspektive gibt es 
in der kriminologischen Auseinandersetzung mit Strafbedürfnissen, Exklu-
sionsprozessen und Ausschließungsbestrebungen einerseits eine einseitige 
Tendenz zur Beschäftigung mit dem „großen Ganzen" (ebd., S. 191).' Ande-
rerseits ist ihm gemäß eine fehlende Differenzierung zwischen Kriminalpo-
litik und strafrechtlicher Praxis, also zwischen gesellschaftlichen Diskursen 
und den alltagsweltlichen (zumeist institutionalisierten) Prozessen der Selek-
tion, Disziplinierung und (Nicht-)Bestrafung zu beobachten (ebd., S. 194). 
Der vorliegende Beitrag versteht sich als eine mit empirischen Feldbeob-
achtungen und theoretischen Erwägungen unterfiftterte Erweiterung der von 
Dollinger aufgeworfenen Fragen, der zu einer praxissensiblen Schärfung des 
kriminologischen Blickes auf Punitivität beitragen soll. 
Zu beachten ist hierbei, dass Beschreibungen einer (zumindest partiellen) Aus-
weitung bzw. Rückkehr vergeltender2, strafender bzw. exkludierender Reakti-
onsformen auf Abweichung und (unterstellte) Normbrüche bei zahlreichen Au-
tor*innen auch außerhalb der kritischen Kriminologie zu finden sind (Ostendorf 
2011; Ziegler/Scherr 2013; Fassin 2018; Bachmann 2017). Neben dem Sexual-
strafrecht (vgl. Sack/Schlepper 2011; Klimke/Lautmann 2018; Hoven 2018) er-
fährt in diesem Kontext gerade der gesellschaftliche Umgang mit Jugendkrimi-
nalität bzw. dem als abweichend interpretierten Verhalten von Jugendlichen — als 
politisches, mediales und gesellschaftliches Symbolthema (Walter/Neubacher 
2011; Neubacher et al. 2012) — in der Punitivitätsforschung eine erhöhte Auf-
merksamkeit. Im Jahr 2019 kam es im (Jugend-)Strafrecht mit dem „ Gesetz zur 
Stärkung der Verfahrensrechte von Beschuldigten im Jugendstrafverfahren" so-
wie dem „ Gesetz zur Neuregelung des Rechts der notwendigen Verteidigung" zu 
erheblichen Veränderungen, die auf das Wirken der Europäischen Kommission 
zurückgehen. Hierbei handelt es sich um von der in den Gesetzgebungsprozess 
involvierten Fachöffentlichkeit weitgehend begrüßte Reformschritte3, die aber 
in Politik, Medien, Öffentlichkeit und auch Kriminologie (vgl. Kölbel 2021c) 
bisher kaum thematisiert wurden.4  Selbst bei den mit der Umsetzung der Geset- 

1 Gemeint sind Konzepte oder Großerzählungen wie Kapitalismus oder Neoliberalismus. 
2 Für die Betonung einer an Vergeltung und gesellschaftlichen Strafbedürfnissen ausge-

richteten Strafrechtslehre siehe den Sammelband von Kasper/Walter (2019). Kritisch 
hierzu: Höffler (2019), Müller/Schmoll (2019), Streng (2019). 

3 Dies stellt mit Blick auf die in den letzten Jahrzehnten erfolgten Veränderungen im 
Jugendstrafrecht (z. B. Einführung des „Warnschussarrests" oder die Einführung der 
Sicherungsverwahrung für Jugendliche) eine gewisse Besonderheit dar. 

4 Während des Entstehungsprozesses der EU-Richtlinien 2016/800 und 2016/1919 sowie 
des rund einjährigen anschließenden Umsetzungsverfahrens in Deutschland wurden 
zwar unterschiedliche Vereine, Vereinigungen und Verbände gehört, doch eine breite 
öffentliche Debatte oder umfassende Rezeption durch die Praxis erfolgte zunächst 
nur bedingt (vgl. hierzu Schmoll/Lampe 2021a; 2021b). In der Praxis hat sich mitt-
lerweile jedoch eine rege Fortbildungstätigkeit und Debatte über die Umsetzung der 
JGG-Reform entwickelt, die jedoch in akademischen Diskussionen bisher unbeachtet 
geblieben ist. Hier scheint die Reichweite der Reformen, sofern sie ernstgenommen 
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zesanderungen beauftragten Praktiker* innen herrscht bis dato mitunter eine ge-
wisse Verwunderung über die Existenz und die Reichweite der entsprechenden 
Neuregelungen vor (Schmoll 2021). Erst allmählich setzt sich die Wahrnehmung 
durch, dass die mit diesen beiden Gesetzen erfolgten Änderungen im Jugendge-
richtsgesetz (und in begrenztem Umfang auch in der Strafprozessordnung) wohl 
die umfangreichsten liberalisierenden Reformen im strafrechtlichen Umgang 
mit Jugendkriminalität seit dem 1. JGGÄndG im Jahr 19905  darstellen (vgl. Die-
mer/Schatz/Sonnen 2020: V; Kölbel 2021b). 
Im Gegensatz zum Jahr 2019 hatte es im Vorfeld der Gesetzesreformen im 
Jahr 1990 jedoch eine intensive Wissenschafts- und Praxisdebatte6  gegeben, 
die bis heute nicht endgültig abgeklungen ist.' Gerade deshalb erscheint es 
umso verwunderlicher, dass beim öffentlich-medialen „Aufregerthema" Ju-
gendkriminalität weitgehend Stille herrscht. Im Folgenden werden daher 
Überlegungen angestellt, worauf die ausbleibende Thematisierung einer 
doch recht umfangreichen Strafrechtsliberalisierung zurückzuführen sein 
könnte und was dies über die Debatte um Punitivität auszusagen vermag. Um 
diese Überlegungen nachzuvollziehen, erscheint es zunächst nötig, zumin-
dest kursorisch die Entstehungsgeschichte und den Inhalt des „ Gesetzes zur 
Stärkung der Verfahrensrechte von Beschuldigten im Jugendstrafverfahren" 
als Kern der JGG-Änderungen zu beschreiben.' 

Kernaspekte der Änderungen im Jugendgerichtsgesetz 

Die Gesetzesänderungen des Jahres 2019 gehen v.a. auf die Richtlinie (EU) 
2016/800 des Europäischen Parlamentes und Rates zurück, welche Teil der 

werden, bereits angekommen. Auch sind mittlerweile schon drei Arbeitshilfen für 
Fachkräfte der Jugendhilfe im Strafverfahren erschienen: vom Kommunalverband far 
Jugend und Soziales Baden-Württemberg, von LWL-Landesjugendamt Westfalen und 
LVR-Landesjugendamt Rheinland und dem Zentrum Bayern Familie und Soziales, 
vgl. z. B. https://www.blja.bayern.de/imperia/md/content/blvfbayerlandesjugendamt/  
fachliche_empfehlungen_zur_mitwirlcung_im_verfahren_nach_dem jugendgerichtsge-
setz_gemass_ss_52_sgb_viii.pdf (letzter Zugriff: 11.03.2022). 

5 Siehe hierzu u. a. Lampe/Rudolph (2016). 
6 Die sogenannte „Strafrechtsreform von Unten". 
7 Vertreter' innen aus (Rechts-) Wissenschaftund den Verbänden der Strafrechtspflege fordern 

vielfach eine Weiterführung der damals begonnenen liberalen Reformprozesse, während bis 
dato in politischen Debatten eher gegenteilige Ansichten dominierten (Dollinger et al. 2017). 

8 Das „ Gesetz zur Neuregelung des Rechts der notwendigen Verteidigung" kann als eine 
immer mitzudenkende Ergänzung verstanden werden. Die zentralen Änderungsvor-
schriften finden sich dort nicht. Vertiefende Informationen können bei Trenczek (2021), 
Goldberg (2021), Holthusen/Schmoll (2020), Schmoll/Lampe/Holthusen (2022), und 
HöyncldErnst (2022) gefunden werden. Dass dieseAutor*innen allesamt aus dem Umfeld 
der Deutschen Vereinigung für Jugendgerichte und Jugendgerichtshilfen (DVJJ) bzw. 
des Deutschen Jugendinstituts (DJI) stammen, mag einen treffenden Eindruck über den 
eingeschränkten Umfang der bisherigen Debatte vermitteln. Eine Ausnahme stellen 
hierbei indes die Beiträge von Kölbel (2021a, 2021b, 2021c) dar. 
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seit den frühen 2000er Jahren laufenden Bemühungen der Europäischen 
Kommission ist, das Straf(prozess)recht und die Strafverfahren innerhalb der 
Europäischen Union zu harmonisieren (Sommerfeld 2018). Hierbei spielen 
auch verfahrensrechtliche Mindeststandards eine Rolle, die mit der oben ge-
nannten EU-Richtlinie nun in die Rechtssysteme der EU-Mitgliedsstaaten 
überfahrt werden sollten.° Verkürzt ausgedrückt fußt die EU-Richtlinie auf 
der Grundannahme, dass ein faires Verfahren nur dann gegeben sein kann, 
wenn beschuldigte oder angeklagte junge Menschen dieses verstehen und so 
den einzelnen Verfahrensschritten nicht nur passiv folgen können, sondern 
auch in der Lage sind, diese als aktives Subjekt zu beeinflussen (Schmoll/ 
Lampe/Holthusen 2022). Dies erfolgte „natürlich" nicht nur aus reinem Hu-
manismus, sondern insbesondere aufgrund der reformleitenden Annahme, 
dass dies einer Legalbewährung und dauerhaften Verhaltensanpassung der 
Jugendlichen'° zuträglich sein wird. 

Zu diesem Zweck wurden mit dem „ Gesetz zur Stärkung der Verfahrens-
rechte von Beschuldigten im Jugendstrafverfahren" die Unterrichtungs- und 
Informationsrechte von beschuldigten Jugendlichen ausgebaut. Sie sind nun 
bereits zu Beginn eines Verfahrens und auch während aller weiteren erfol-
genden Verfahrensschritte stets über ihre Rechte und Pflichten aufzuklären." 
Zugleich wurden die Fallkonstellationen, in denen eine Pflichtverteidigung 
beizuordnen ist, erheblich erweitert. Bereits dann, wenn während einer poli-
zeilichen Vernehmung die Möglichkeit in Betracht kommt, dass als Verfah-
rensausgang eine Jugendstrafe erwartbar sein könnte, ist nun unverzüglich 
eine Pflichtverteidigung far die Betroffenen zu organisieren. Falls dies nicht 
erfolgen sollte, zieht dies ein Verwertungsverbot der Aussagen der Jugend-
lichen nach sich. Sollte eine entsprechende Verteidigungsnotwendigkeit erst 
im Rahmen einer schon begonnenen Hauptverhandlung festgestellt werden, 
so muss die Verhandlung abgebrochen werden. Das Verfahren wird „zurück-
versetzt" und unter Mitwirkung eines Pflicht- oder ggf. eines Wahlverteidi-
gers eine neue Hauptverhandlung begonnen. 

Durch das „ Gesetz zur Stärkung der Verfahrensrechte von Beschuldigten im 
Jugendstrafverfahren" wurde in besonderem Maße die Rolle der Jugendhilfe 
im Strafverfahren — als eigenständige Institution nach § 38 JGG und § 52 
SGB VIII— verändert und ausgebaut. Diese muss nun früher beteiligt werden 
und soll ihre Berichte frühzeitiger und ggf. bei wesentlichen Änderungen 

9 Deutschland spielte bei der Verhandlung und Ausgestaltung der EU-Richtlinie eine 
erhebliche Rolle. Dennoch musste die EU ein Vertragsverletzungsverfahren einleiten, 
ehe die entsprechenden Regeln — etwa ein halbes Jahr verspätet — in deutsches Recht 
überführt wurden. 

10 Im Sinne der deutschen Jugendstrafrechtsdogmatik sind beim Begriff „Jugendliche" 
sofern nicht anders erwähnt, Heranwachsende bis zur Vollendung des 21. Lebensjahres 
mitgemeint. 

11 Die EU-Richtlinie wird in der Frage, worüber die jungen Menschen konkret aufgeklärt 
werden müssen — im Gegensatz zur ansonsten eher abstrakten Regelungspraktik der 
EU — erstaunlich handfest und geradezu detailversessen. 
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in der Lebenswelt der jungen Menschen aktualisiert an Staatsanwaltschaft 
und Gerichte weiterleiten. Sie hat Aspekte besonderer Schutzbedürftigkeit 
verstärkt zu prüfen und hat — mit wenigen Ausnahmemöglichkeiten bzw. 
„Ausnahmen von der Ausnahme" — in allen Hauptverhandlungen anwesend 
zu sein.12  Hintergrund hierfür ist die Hoffnung, dass sowohl früher Jugend-
hilfemaßnahmen eingeleitet werden als auch, dass auf Basis der Arbeit der 
Jugendhilfe mehr Verfahren auf dem Wege der Diversion eingestellt werden. 

Letztendlich wird also mit den gesetzlichen Neuerungen ein Ausbau infor-
meller Erledigungsweisen bzw. eine zumindest partielle Überführung der 
Bearbeitung von Abweichung vom Justiz- ins Jugendhilfesy stem angestrebt. 
Zwar werden staatliche Kontrollansprüche nicht aufgegeben — unter be-
stimmten Umständen könnten sogar net-widening-Prozesse erfolgen (vgl. 
Schmoll/Lampe/Holthusen 2022) —, doch, um die Terminologie von Helge 
Peters und Helga Cremer-Schäfer (1975) aufzugreifen, werden insgesamt 
„sanftere Formen der Kontrolle" angestrebt. Es ist sicherlich diskutabel, in-
wiefern Liberalisierungsprozesse im Kontext einer weiterhin strafrechtlich 
dominierten Erledigungsform tatsächlich umsetzbar sind; dennoch werden 
in den Gesetzestexten und -begründungen in Sprache, Regelungsabsicht 
und den einzelnen Paragraphen deutliche Differenzen zu den ansonsten 
v.a. politisch diskursprägenden Sicherheits- und Strafsemantiken deutlich 
(Kury/Schüssler 2019; Dollinger 2016). Gerade für die Polizei dürften die 
Regelungen zudem einschneidend sein. Diese hat nun nicht nur bei einem 
Großteil ihrer Beschuldigtenvernehmungen zu antizipieren, ob als Verfah-
rensausgang womöglich eine Jugendstrafe in Betracht kommen könnte, 
sondern die Polizei muss nun schneller und umfangreicher der Jugendhilfe 
Ober die Einleitung eines Verfahrens berichten. Gleichzeitig dürften soge-
nannte „Überrumpelungstaktiken" in Vernehmungen, wenn das Gesetz ernst 
genommen wird, erheblich erschwert bis unmöglich werden (vgl. Schmoll/ 
Lampe 202 lb, S. 275). Auch der Kontakt unterschiedlicher Institutionen zu 
den und die Rechte der Eltern der jungen Beschuldigten wurden im Zuge 
der Gesetzesänderungen erweitert. Gleichzeitig stellt die Gesetzesreform die 
verfahrenstechnischen Grundlagen der in vielen Großstädten bestehenden 
„Intensiv- und Mehrfachtäterprogramme" und „Präventionskonzepte"13  so-
wie der länderspezifischen Diversionsrichtlinien mit ihrem Fokus auf poli-
zeilich dominierte Prozesse in Frage.'4  All das sind durchaus weitreichende 
Konsequenzen, die die Frage eröffnen, warum diese gesetzlichen Neuerun-
gen eigentlich nur eine begrenzte Anzahl von Beobachter*innen im Wissen-
schaftsbetrieb zu interessieren scheint. 

12 Zur Rolle der Jugendhilfe im Strafverfahren bzw. der Jugendgerichtshilfe allgemein 
siehe einführend Trenczek (2015), Sehen (2015) oder Dollinger (2012). 

13 Beispiele wären „Stopp der Jugendgewalt" in der Stadtgemeinde Bremen oder „Handeln 
gegen Jugendgewalt" in Hamburg. 

14 Siehe hierzu vertiefend Schilling (2021). 
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Mögliche Gründe für die Nicht-Skandalisierung und 
Nicht-Thematisierung einer (potenziell) weitreichenden 
Jugendstrafrechtsliberalisierung 

Die bisherigen Ausführungen weisen bereits auf einige Grande hin, warum 
trotz erwartbarer weitreichender Folgen eine Debatte über die Gesetzesän-
derungen bisher größtenteils ausgeblieben ist (vertiefend Schmoll/Lampe 
2021a). So läuft die Reform einerseits in ihrer Entstehungsgeschichte, aber 
auch in ihren auf den ersten Blick wenig attraktiv erscheinenden Detailre-
gelungen in den Tiefen des formellen Jugendstrafrechts und der fachprakti-
schen Arbeitsprozesse, quer zu der bisherigen strafrechtlichen Debatte mit 
ihrem Fokus auf die großen Fragen der Strafrechtswissenschaft zwischen 
Abschreckung, General- und Spezialprävention, Vergeltung und Zweckge-
danken. Und andererseits passt sie auch nicht recht zu den Narrativen neoli-
beraler Punitivität als fast zwangsläufige Folge gesellschaftlicher Verwerfun-
gen oder politischer Kontrollverluste.'5  Auch die eng mit dem Thema Puni-
tivität verknüpfte Literatur über penal populism (Pratt 2007; Green 2008) 
lässt sich nur schwer mit den vorliegenden Gesetzesänderungen in Einklang 
bringen. So zeichnen sich die Veränderungen gerade dadurch aus, dass sie 
einem technokratischem Prozess internationaler Expert* innen entstammen 
und somit das Gegenteil dessen sind, was als anti-elitärer oder auch anti-wis-
senschaftlicher Impuls im Sinne eines zentralen Charakteristikums populis-
tischer Kriminalpolitik (Dollinger et al. 2015) beschrieben wird.' Es handelt 
sich somit — trotz einer sehr kurzen Bundestagsdebatte (BT-Plenarprotokoll 
19/118: 14571-14572), in der allerdings selbst die ansonsten in Kriminali-
tätsfragen zumeist leicht erregbare AfD eher mit den Schultern zuckte — um 
einen fast apolitischen oder extraparlamentarischen Prozess. Dementspre-
chend ist es kaum verwunderlich, dass die Reform auch außerhalb dieser 
Sphäre ebenso wenig Berücksichtigung fand. Die gesamte Reform betrifft 
im Kern verfahrensrechtliche Regelungen, die sich wenig zum Halten von 
„Sonntagsreden" oder zum Verfassen von publizistischen Gesinnungsaufsät-
zen eignen und somit auch nicht für Formen symbolischer Kriminalpolitik 
im Sinne einer Kommunikation an die Gesellschaft (Simon 2009) interessant 
erscheinen. 

Zu guter Letzt fiel das Inkrafttreten der Neuregelungen dann auch noch fast 
zeitgleich — mit nur dreimonatiger Differenz — mit dem Beginn der Coro-
na-Pandemie zusammen, so dass die meisten Beobachter*innen, Fachpoli-
tiker*innen und Institutionenvertreter*innen wohl erst einmal mit anderen 
Themen in ihrer Alltagspraxis beschäftigt waren. 

15 Kritisch hierzu vor Jahren schon Peters (2015). Allerdings ist natürlich auch zu beden-
ken, dass eine Ausnahme auch nicht jahrelange Entwicklungstendenzen Makulatur 
werden lässt. 

16 Der Vollständigkeit halber sei erwähnt, dass das Konzept des „strukturellen Populismus" 
(Cremer-Schäfer 2015) die vorliegenden Entwicklungen durchaus fassen kann. 
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Der Blick nach oben und nach unten als Blick nach vorne — 
die Zukunft der Punitivitàtsforschung? 

Was bedeutet dies nun far die Auseinandersetzung mit Punitivität in der Ju-
gendstrafgesetzgebung, wenn eine Strafrechtsliberalisierung vorliegt, die ei-
nerseits nicht zu den mancherorts postulierten Entwicklungslinien einer steten 
Verschärfung passt, andererseits aber auch trotz aller populistischen Relevanz 
des Themas Jugendkriminalität — man denke nur an die sogenannten „Stuttgar-
ter Krawalle" im Juni 2020 oder „Frankfurter Krawalle" im Juli 2020" — kaum 
wissenschaftlich thematisiert oder politisch skandalisiert wird? Es bedeutet 
v. a., dass es erfolgsversprechend sein könnte, den Blick gleichzeitig nach oben 
zu weiten und nach unten zu fokussieren, um gegenwärtige Entwicklungen 
besser untersuchen und zukünftige Entwicklungen antizipieren zu können. 

Der Blick nach oben 

Es ist nicht so, als ob in der Punitivitätsforschung die soziologische Makro-
oder Meso-Ebene keine Rolle spielen würde. Im Gegenteil setzen sich wohl 
die meisten diesbezüglichen Studien und Projekte mit der Strafgesetzgebung 
und Kriminalpolitik auf international vergleichender oder nationaler Ebe-
ne auseinander (exemplarisch: Lohne 2021; Kölbel 2021b; Garland 2021; 
Lappi-Seppälä 2012), in dem Gesetze(-svorhaben), Parlamentsdokumente, 
politische, mediale oder professionsbezogene Diskurse untersucht oder agg-
regierte Outcome-Variablen wie z. B. Inhaftierungsraten analysiert werden. 
Weniger Beachtung finden allerdings supranationale Strukturen mit ihrer bis-
weilen vorliegenden Tendenz zur Expertokratie. Wie instruktiv eine auf die-
se Strukturen ausgeweitete Betrachtung zum Verständnis kriminalpolitischer 
Entwicklungen sein kann, zeigten kürzlich Heath-Kelly und Shanadh (2022) 
in ihrer Analyse zur Ausweitung präventiver Kontrollstrategien als (eine) 
Folge von Orientierungen an Politiken der „défense social" (Sozialverteidi-
gung) in den internationalen Kriminalitätsprogrammen der UNO und des Eu-
roparates. Beispielsweise könnte mit einem entsprechend geschärften Blick 
auch an die Arbeiten von Muncie (2005) zur Globalisierung von Jugend-
strafrechtspolitiken angeschlossen werden. Es erscheint uns aber sinnvoller, 
von Glokalisierung (Blatter 2006) zu sprechen, um die Gleichzeitigkeit in-
ternationaler und nationaler Prozesse sowie die Bedeutung der Transforma-
tion internationaler Richtlinien in je unterschiedliche nationale Gesetze und 
Umsetzungen (und in der Folge disparate regionale institutionengebundene 
Praktiken) zu berücksichtigen. 

Trotz aller derzeitigen strukturellen Probleme und Herausforderungen der Eu-
ropäischen Union ist der Einfluss der dortigen Gremien und Strukturen nicht 

17 Vgl. zum Narrativ einer „problematischen Jugend" zu Beginn der Corona-Pandemie: 
Sarwary/Opper (2021). 
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zu unterschätzen und es deutet derzeit wenig daraufhin, dass dieser abnehmen 
wird, was in Analysen zu Strafrechtspolitiken Berücksichtigung finden sollte.' 
Hierbei erscheint es auch sinnvoll, die fehlende demokratische Legitimation 
dieses „penal elitism" (Shammas 2020) —auch wenn man mit der Ausrichtung 
der einen oder anderen Reform übereinstimmen möchte — zu thematisieren 
oder wenigstens zu reflektieren. Bereits Green (2014) wies auf die mögli-
cherweise demokratietheoretisch problematischen Folgen eines „doing good 
by stealth" hin.i9  So könnte zukünftige Punitivitätsforschung auch bedeuten, 
Überlegungen darüber anzustellen, unter welchen Bedingungen eigentlich eine 
bei weitem weniger punitiv als oftmals angenommen eingestellte Öffentlich-
keit (Dollinger 2018; Singelnstein/Kunz 2021: 440 ff.) fur individuelle und 
gesellschaftliche Handlungsfreiheiten erweiternde Strafrechtspolitiken gewon-
nen werden kann. 

Der Blick nach Unten 

Die infolge der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2016/800 erfolgten JGG-Än-
derungen mit ihren Regularien zur Ausgestaltung des Umgangs mit beschul-
digten jungen Menschen verweisen zudem auch auf die Mikro-Ebene sozia-
ler Kontrolle. Denn das, was politisch, medial oder öffentlich über Krimina-
lität und ihre Bearbeitung diskutiert und gewollt wird, kommt höchst selten 
eins zu eins auch so in der Praxis an. Dies ist natürlich keine neue Erkenntnis, 
sondern in gewisser Weise eine Binsenweisheit der Forschung zu Sozialen 
Problemen und Sozialer Kontrolle (Best 2013; Groenemeyer 2010). Aller-
dings ist es auch eine in der Hitze der (fach-)politischen Auseinandersetzung 
gerne vergessene Erkenntnis. Punitivität und AusschlieBungstendenzen kön-
nen durch lokale Praktiken bestärkt oder ausgehebelt werden. Eine Wissen-
schaft, die sich für real existierende Individuen und deren Verstrickungen in 
und mit den Institutionen sozialer Kontrolle interessiert, sollte sich also auch 
dafür interessieren, wie Reformen, politische Agenden oder Diskurse über 
Abweichung auf der Mikro-Ebene ankommen und transformiert werden. 
Dies ist auch als ein Plädoyer dafür zu verstehen, die Wahrnehmungen und 
Deutungen der Betroffenen — nämlich der beschuldigten jungen Menschen 
— systematisch zu erfassen, in empirischen Studien Aushandlungsprozes-
se zwischen betroffenen Subjekten und bearbeitenden professionellen Ak-
teur*innen detailliert zu betrachten. Auf diese Weise wird der Blick gerade 
auf das Zusammen- und Gegeneinanderwirken der verschiedenen Institutio-
nen gerichtet, die mal mehr oder weniger gemeinsam Devianz oder Delin-
quenz erkennen und ,,bekämpfen" sollen. 
Hierbei dürften wahrscheinlich auch eine Vielzahl gegenläufiger Prozesse 

18 Bei Schlepper (2014) lassen sich hierzu durchaus Ansätze finden, der Fokus der Analyse 
bleibt aber auf den nationalen Rahmen beschränkt. 

19 Aus dieser Perspektive ergibt sich übrigens ein weiterer Grund für das „Schweigen" 
zu den JGG-Änderungen: Die Befürchtung, schlafende Hunde zu wecken. 

126 Boltz Juventa I Krim. Journal, 43. Jg. 2022, H. 2 



zu der hier vorgestellten Reform offenbar werden, die ebenfalls (noch) un-
terhalb der politischen und wissenschaftlichen Aufmerksamkeit liegen. Als 
ein Beispiel hierfür sei auf die große Relevanz von Präventions-, Risiko- und 
Schutzdiskursen im Bereich der Kinder- und Jugendpornografie (§§ 184b, 
184c StGB) verwiesen, die durchaus von nachvollziehbaren Intentionen ge-
tragen werden, aber mit nicht-intendierten und stark exkludierenden Folgen 
für junge Menschen verbunden sein können.2° Gleiches gilt für die Neurege-
lung der Vermögensabschöpfung aus dem Jahr 2017, die im Jugendstrafrecht 
erhebliche und bisweilen folgenreiche Sanktionierungen unabhängig oder 
sogar gegen den Erziehungsgedanken des Jugendstrafrechts etablierte (vgl. 
Kölbel 2021a; Berberich/Singelnstein 2019). 

Resümee 

Das „ Gesetz zur Stärkung der Verfahrensrechte von Beschuldigten im Ju-
gendstrafverfahren" verweist darauf, dass Strafrechtspolitiken und damit 
auch Kontrollpraktiken ein Ergebnis höchst komplexer Aushandlungspro-
zesse sind, an denen zahlreiche Akteur*  innen beteiligt sind. Dies kann eine 
verwirrende Gleichzeitigkeit unterschiedlichster Ansätze, Diskurse und 
Praktiken hervorbringen. Es könnte hier auch von einer „Gleichzeitigkeit 
von Ungleichzeitigkeiten" gesprochen werden, denn auch eine im Kern li-
beralisierend gemeinte Reform muss vor Ort — vor dem Hintergrund spe-
zifischer lokaler Ressourcen, Traditionslinien, institutionelle Kulturen und 
politischer Prioritätensetzungen — implementiert und von allen beteiligten 
Akteur*innen umgesetzt werden.21  Das Nachzeichnen größerer (z. B. supra-
nationaler) Entwicklungslinien in der Punitivitätsforschung verliert damit 

20 Gemeint sind hiermit Strafverfahren wegen z. B. „Gewaltvideos" oder als kinder- oder 
jugendpornografisch verstandenen Materialien in Gruppenchats von Jugendlichen, 
die zwar aufgrund von Verfahrenseinstellungen nach §§ 45 oder 47 JGG zumeist 
kaum Hauptverfahren oder, aufgrund ihres Ausbleibens, weniger eingriffsintensive 
Reaktionen nach sich ziehen, doch indirekt durch registerrechtliche Folgen über Jahre 
ehrenamtliche oder beruflichen Tätigkeiten in der verbandlichen Jugendarbeit oder 
in der professionellen Jugendhilfe und Bildungsarbeit verhindern, auch wenn keine 
pädophilen Neigungen, sexuellen Übergriffe oder ein Interesse an entsprechenden 
Materialien vorliegen (vgl. Lampe/Schmidt-Semisch 2022). 

21 Eine erste Erkenntnis des vom Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend geförderten Forschungsprojektes „Jugend(hilfe) im Strafverfahren" am 
Deutschen Jugendinstitut ist es, dass die Umsetzung der Reform regional höchst unter-
schiedlich erfolgt und von zahlreichen Faktoren abhängig ist. So ist z.B. bedeutend, 
ob ein Stellenzuwachs oder gar ein Stellenabbau trotz hinzukommender Aufgaben zu 
verzeichnen ist. Relevanz haben auch die vorherigen lokalen Praxen. Dort wo vorher 
schon überwiegend die Anwesenheit der Jugendhilfe im Strafverfahren (JuhiS) wahrend 
Hauptverhandlungen erfolgte, ist dieser wesentliche Aspekt der Neuregelungen mit 
weniger Umsetzungsaufwand verbunden als an anderen Orten. Auch wo vorher schon 
ein umfassender Einbezug der Eltern/Personensorgeberechtigten der beschuldigten 
Minderjährigen erfolgte, sind Umsetzungen neuer diesbezüglicher Regelungen weniger 
aufwändig (vgl. hierzu schon Schmoll/Lampe/Holthusen 2022). 
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nicht an Relevanz, doch ein offenes Auge fir die Widersprüchlichkeiten, 
professionellen Orientierungen und Handlungs(ir)rationalitäten auf der Mik-
ro-Ebene erscheint weiterhin unverzichtbar, wenn kriminologische Analysen 
und Kritiken auch bei denjenigen Berücksichtigung finden sollen, die mit der 
Praxis der Kontrolle professionell befasst sind. 
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